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Kombinierte Beiratschaft und Sanierung einer Liegenschaft
Sachverhalt

Mein Klient ist Besitzer eines grösseren Vermögens inkl. eines vermieteten Einfamilienhauses inkl. Schwimmbecken (Aussenbereich). Mir wurde die Beiratschaft nach Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB per 1. Mai 2009 übertragen (Mandatswechsel).

Das Einfamilienhaus weist nun diverse Mängel im Innen- und Aussenbereich auf, unter anderem auch nasse Wände im Keller, Schwimmbad- und Fenstersanierung. Der Hauseigentümerverband verwaltet die Liegenschaft und unterbreitete mir die Offerten inkl. Konkurrenzofferten, dabei belaufen sich die Kosten auf über Fr. 100'000.00. Die Finanzierung ist aufgrund des Vermögens und auch der bestehenden niedrigen Hypothek an und für sich kein Problem.

Die ganze Sanierung ist doch ein grösseres Umfangen und es müssen Entscheide getroffen werden wie z.B. die Erneuerung aller Fenster oder nur eines Teils, Ersatz der Verbundsteine im Aussenbereich bzw. grundsätzlich eine andere Lösung, etc.. Ich verstehe vom Bauwesen nicht besonders viel.

Wie gehe ich am Besten vor, ausser dass ich die Bewilligung der Vormundschaftsbehörde für die Sanierungen einholen muss (Rückzug Vermögen, Ausführungsgründe).

Fragen: 

Ist es sinnvoll einen externen Bauführer/Architekten mit einem Auftrag zu bestellen, evtl. via Vormundschaftsbehörde?

Wie kann ich mich am Besten absichern?

Erwägungen
1. Der/die Mandatsträger/in hat gemäss Art. 413 Abs. 1 ZGB das Vermögen des Bevormundeten sorgfältig zu verwalten. Damit verweist der Gesetzgeber auf einen Ermessensspielraum. Unter sorgfältiger Verwaltung wird verstanden, dass das Vermögen erhalten und wenn möglich vermehrt werden soll, wobei die Vermehrung nicht um den Preis des Mündelwohls geschehen soll. Dabei hat der Vormund die Regeln einer soliden Vermögensverwaltung zu beachten (BSK ZGB I-Guler, Art. 413 N 3ff.). Er/sie hat eine umfassende Pflicht zur Wahrung der vermögensrechtlichen Interessenlage der schutzbedürftigen Person.
2. Gemäss Art. 421 Ziff. 3 ZGB hat der/die Mandatsträger/-in für die Vergabe von Aufträgen, den Abschluss von Werkverträgen usw. in Bezug auf bauliche Tätigkeiten die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde einzuholen (BSK ZGB I-Geiser, Art. 421/422 N 15). 
3. Die Mandatsträger/-innen haben seine/ihre Aufgaben grundsätzlich persönlich auszuüben (persönliche Amtsführung). Sie können aber – im Rahmen ihrer Vertretungsmacht und wo persönliches Handeln nicht verlangt wird – Hilfspersonen (über Auftragsrecht (Art. 394 ff. OR), Werkvertragsrecht (Art. 363 ff. OR) etc.) beiziehen. Dem/-r Mandatsträger/-in obliegt aber die Pflicht zur sorgfältigen Auswahl, Instruktion und Überwachung seiner/ihrer Hilfspersonen (ZK-Egger, Art. 413 ZGB N 9 ; Ch. Caviezel: Die Vermögensverwaltung durch den Vormund, S. 183 ff.). Bei mangelhafter, schadhafter oder nicht sorgfältiger Ausübung kann die entsprechende vertragliche Haftungsnorm ggf. geltend gemacht werden (Art. 399 OR, Art. 367 ff. OR, Art. 101 OR), wobei der/die Mandatsträger/-in im Rahmen von Art. 426 ZGB nur für die nicht sorgfältige Auswahl, Instruktion und Überwachung verantwortlich gemacht werden kann (ZK-Egger, Art. 426 ZGB N 7; Ch. Caviezel, S. 188 ff. m.w.H.). 
Fazit 
Beantwortung der Frage 1/2: 
Der Beizug von Hilfspersonen ist  immer dann sinnvoll, resp. sogar geboten, wenn der/die Mandatsträger/-in nicht in der Lage ist, eine notwendige Amtshandlung selbständig zu tätigen und die Handlung nicht persönlicher Natur ist. Vorliegend wurde mit der Einsetzung eines Liegenschaftsverwalters bereits eine Fachperson eingesetzt. Bei einer Sanierung bedarf es in der Regel einer Vielzahl von Entscheiden des Eigentümers, welche nur bedingt auf eine beauftragte Person übertragen werden kann. Um die Frage abschliessend beantworten zu können, müssten diverse Punkte geklärt werden, insb. der genaue Zustand des Baus, die Frage nach der Miete, Mietwert und Anpassungsmöglichkeiten des Mietwerts und damit gleichzeitig die Frage der Rentabilität, Ausbau- und Sanierungsoptionen, bauphysikalische Erkenntnisse über den Grund der  nassen Wände, Grund des Sanierungsentscheides anstelle eines Verkaufs, Volumen der Sanierung etc. 
Entscheidend erscheint auch die Gegenüberstellung von Zustandsanalyse des Hauses mit künftigem Investitionsbedarf, mit einer Miet- und Verkehrswertschatzung sowie mit der Option Verkauf. Unter Berücksichtigung dieser Grundlagen ist eine umfassende Interessenabwägung für die schutzbedürftige Person vorzunehmen. Dem aufgrund dessen gefällte Entscheid hat die Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 421 Ziff. 3 ZGB zuzustimmen.

Wenn die Sanierung grössere Ausmasse annehmen würde, müsste m.E. ein Bauführer eingesetzt werden. Dieser bedarf aber der Instruktion und Überwachung durch den Beirat. Hier wäre deshalb in Absprache mit dem Verwalter das weitere Vorgehen sorgfältig und detailliert zu planen und festzulegen.
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